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Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren undefined
Leitsätze 1.) Im Kontext der Feststellung der

Verfügbarkeit bei der Absolvierung von
Weiterbildungsmaßnahmen ist die
Gesamtbelastung aus Weiterbildung und
Arbeitstätigkeit nach höchstrichterlicher
Rechtsprechung auf insgesamt 48
Stunden in der Woche zu begrenzen.
Diese Begrenzung ist unter dem Aspekt
einer Belastungsobergrenze definiert
worden, da § 3 des Arbeitszeitgesetzes
für Arbeitnehmer von einer wöchentlichen
Gesamtbelastungsgrenze von 48 Stunden
ausgeht. Diese Rechtsprechung ist auf
Studenten sinngemäß übertragbar, da
eine tatsächliche Belastungsobergrenze
auch besteht, wenn ein Studium und eine
Arbeitstätigkeit kombiniert werden. 2.)
Der Gesetzgeber legt in den §§ 138 Abs 5
SGB III und 139 Abs 2 SGB III zu Grunde,
dass ein Studium im Normalfall bereits
der Ausübung einer
versicherungspflichtigen Beschäftigung
im Umfang von mindestens 15 Stunden
pro Woche (sowie daraus folgend einem
Anspruch auf Arbeitslosengeld)
entgegensteht und dies nur
ausnahmsweise nicht der Fall ist. Wird
vom Leistungsbezieher ein Zeitaufwand
für das Studium von 30-35 Stunden pro
Woche angegeben und geht er nach
Beendigung des Arbeitslosengeldbezugs
parallel zu diesem Studium lediglich einer
versicherten Tätigkeit im zeitlichen
Umfang von 50 % nach, spricht dies unter
Berücksichtigung einer
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Belastungsobergrenze von 48 Stunden
pro Woche jedenfalls gegen eine
objektive Verfügbarkeit im Umfang von
mehr als 20 Stunden pro Woche.

Normenkette SGB 3 §§ 138 Abs 5,139 Abs 2 149 und
151 SGB 3
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Normenkette: Â§Â§ 138 Abs 5,139 Abs 2 Â 149 und 151
SGB 3

Â 

Titelzeile: Zum Umfang der objektiven
VerfÃ¼gbarkeit fÃ¼r
VermittlungsbemÃ¼hungen der Agentur
fÃ¼r Arbeit bei Arbeitslosengeldbezug
und gleichzeitigem Studium;
Ã�bertragbarkeit der Rechtsprechung
zur wÃ¶chentlichen
Gesamtbelastungsgrenze von 48
Stunden.

Â 

Â 

Leitsatz: 1.) Im Kontext der Feststellung der
VerfÃ¼gbarkeit bei der Absolvierung von
WeiterbildungsmaÃ�nahmen ist die
Gesamtbelastung aus Weiterbildung und
ArbeitstÃ¤tigkeit nach
hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung auf
insgesamt 48 Stunden in der Woche zu
begrenzen. Diese Begrenzung ist unter
dem Aspekt einer Belastungsobergrenze
definiert worden, da Â§Â 3 des
Arbeitszeitgesetzes fÃ¼r Arbeitnehmer
von einer wÃ¶chentlichen
Gesamtbelastungsgrenze von 48 Stunden
ausgeht. Diese Rechtsprechung ist auf
Studenten sinngemÃ¤Ã� Ã¼bertragbar,
da eine tatsÃ¤chliche
Belastungsobergrenze auch besteht,
wenn ein Studium und eine
ArbeitstÃ¤tigkeit kombiniert werden.

Â 

2.) Der Gesetzgeber legt in den Â§Â§ 138
Abs 5 SGBÂ III und 139 AbsÂ 2 SGB III zu
Grunde, dass ein Studium im Normalfall
bereits der AusÃ¼bung einer
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung
im Umfang von mindestens 15 Stunden
pro Woche (sowie daraus folgend einem
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Anspruch auf Arbeitslosengeld)
entgegensteht und dies nur
ausnahmsweise nicht der Fall ist. Wird
vom Leistungsbezieher ein Zeitaufwand
fÃ¼r das Studium von 30-35 Stunden pro
Woche angegeben und geht er nach
Beendigung des Arbeitslosengeldbezugs
parallel zu diesem Studium lediglich einer
versicherten TÃ¤tigkeit im zeitlichen
Umfang von 50 % nach, spricht dies unter
BerÃ¼cksichtigung einer
Belastungsobergrenze von 48 Stunden
pro Woche jedenfalls gegen eine
objektive VerfÃ¼gbarkeit im Umfang von
mehr als 20 Stunden pro Woche.

Â 

Â 

Tenor: Die Klage wird abgewiesen.

Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht
zu erstatten.

Â 

Â 

Die KlÃ¤gerin begehrt hÃ¶heres Arbeitslosengeld unter BerÃ¼cksichtigung eines
ungeminderten Bemessungsentgelts fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2022 bis
31.01.2023.

Â 

Die im Jahr 1989 geborene ledige KlÃ¤gerin meldete sich am 17.10.2022 mit
Wirkung zum 01.12.2022 arbeitslos und beantragte Arbeitslosengeld. Vom
01.10.2017 bis 30.09.2019 hatte sie studiert und vom 01.05.2019 bis 30.11.2022
war sie bei einem IngenieurbÃ¼ro sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Laut
der Arbeitsbescheinigung des letzten Arbeitgebers hatte die KlÃ¤gerin als
Projektbearbeiterin seit 13.01.2022 nur noch 36 Stunden pro Woche gearbeitet. Die
Reduzierung der Arbeitszeit von den vereinbarten 40 Stunden pro Woche fÃ¼r eine
VollzeittÃ¤tigkeit sei auf Wunsch der KlÃ¤gerin erfolgt. Zudem erklÃ¤rte die
KlÃ¤gerin, sich hinsichtlich einer BeschÃ¤ftigung nicht zeitlich einschrÃ¤nken zu
mÃ¼ssen. Zu Beginn des Jahres habe fÃ¼r sie die Lohnsteuerklasse 1 gegolten und
sie habe keine Kinder. Im Antrag auf Arbeitslosengeld gab die KlÃ¤gerin an, ab
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01.10.2022 bis voraussichtlich 30.09.2024 erneut zu studieren.

Â 

In einem Vermerk vom 23.11.2022 hielt eine Arbeitsvermittlerin der Beklagten fest,
dass die KlÃ¤gerin im Rahmen eines persÃ¶nlichen Kontakts angegeben habe, seit
Oktober ein berufsbegleitendes Studium im Umfang von 30 Stunden pro Woche zu
absolvieren. Sie kÃ¶nnte sich einen Job im Umfang von 20 Stunden pro Woche
vorstellen.

Â 

In einem am 04.12.2022 unterschriebenen Zusatzblatt â��SchÃ¼lerinnen,
SchÃ¼ler und Studierendeâ�� gab die KlÃ¤gerin an, im Rahmen des Studiums
einen â��Master of Acousticâ�� anzustreben. Die wÃ¶chentliche Stundenzahl
belaufe sich ohne Vor- und Nachbereitungszeiten auf 30-35 Stunden.

Â 

Mit Bescheid vom 14.12.2022 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin Arbeitslosengeld
ab 01.12.2022 mit einer Anspruchsdauer von 360 Tagen und einem tÃ¤glichen
Leistungsbetrag von 25,12 â�¬. Der Berechnung legte die Beklagte ein tÃ¤gliches
Bemessungsentgelt von 56,21Â â�¬ zu Grunde. Das Bemessungsentgelt sei das
durchschnittlich auf einen Tag entfallende beitragspflichtige Arbeitsentgelt, das die
KlÃ¤gerin im letzten Jahr vor Entstehung des Leistungsanspruchs
amÂ 01.12.2022Â verdient habe und welches bei Beendigung der BeschÃ¤ftigung
abgerechnet gewesen sei. Das Arbeitslosengeld werde nach einem tÃ¤glichen
Arbeitsentgelt von 112,42 â�¬ berechnet. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne nicht mehr die im
Bemessungszeitraum angefallenen durchschnittlichen wÃ¶chentlichen
Arbeitsstunden leisten. Das Bemessungsentgelt vermindere sich daher
entsprechend dem VerhÃ¤ltnis der aktuell mÃ¶glichen wÃ¶chentlichen
Arbeitsstunden (20 Stunden) zu den frÃ¼her geleisteten 40 Stunden.

Â 

Die KlÃ¤gerin legte mit einem von ihr selbst verfassten Schreiben vom 29.12.2022
Widerspruch gegen die Bewilligung ein. Die Verminderung des Bemessungsentgelts
sei nicht nachvollziehbar, weil die KlÃ¤gerin dem Arbeitsmarkt ab 01.12.2022
grundsÃ¤tzlich wie zuvor zur VerfÃ¼gung stehen kÃ¶nnte. Die Angabe einer
Arbeitszeit von 20 Stunden pro Woche habe hier mÃ¶glicherweise zu einer
Fehlinterpretation ihrer VerfÃ¼gbarkeit gefÃ¼hrt, da lange Zeit unklar gewesen sei,
ob das berufsgeleitende Studium von der Beklagten â��anerkannt werdenâ��
kÃ¶nne. Die KlÃ¤gerin habe ab 01.02.2023 eine Zusage fÃ¼r eine Stelle in Teilzeit
(50%) als Sachbearbeiterin fÃ¼r LÃ¤rmminderungsplanung bei der Stadt X. Die
Stelle habe sie angenommen, weil Angebote im Bereich des Schallschutzes rar
seien und sie ihre Arbeitslosigkeit schnellstmÃ¶glich habe beenden wollen.

Â 
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In einem internen Vermerk der Arbeitsvermittlung der Beklagten vom 29.12.2022
wurde festgehalten, dass die VerfÃ¼gbarkeit mit der KlÃ¤gerin mehrmals
besprochen worden sei. Sie habe sich immer nur fÃ¼r eine TeilzeitbeschÃ¤ftigung
zur VerfÃ¼gung gestellt und ab 01.02.2023 die Aufnahme einer Teilzeitstelle mit 50
% mitgeteilt. Die VerfÃ¼gbarkeit kÃ¶nne daher nicht â��rÃ¼ckwirkend in Vollzeit
anerkanntâ�� werden.

Â 

Mit Ã�nderungsbescheid vom 12.01.2023 bewilligte die Beklagte der KlÃ¤gerin ab
01.12.2022 hÃ¶heres Arbeitslosengeld nach einem tÃ¤glichen Leistungsbetrag von
27,05Â â�¬. Der Berechnung legte die Beklagte ein Bemessungsentgelt von 61,65
â�¬ zu Grunde. Das Bemessungsentgelt werde (nach wie vor) von einem
Arbeitsentgelt von 112,42Â â�¬ aus berechnet. Dieses vermindere sich
entsprechend dem VerhÃ¤ltnis der aktuell mÃ¶glichen wÃ¶chentlichen 20
Arbeitsstunden zu den frÃ¼her geleisteten 36,47Â Stunden.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 16.01.2023 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Sei der Arbeitslose nicht mehr bereit oder in der Lage, die im
Bemessungszeitraum durchschnittlich auf die Woche entfallende Zahl von
Arbeitsstunden zu leisten, vermindere sich das Bemessungsentgelt fÃ¼r die Zeit
der EinschrÃ¤nkung entsprechend dem VerhÃ¤ltnis der Zahl der durchschnittlichen
regelmÃ¤Ã�igen wÃ¶chentlichen Arbeitsstunden, die der Arbeitslose kÃ¼nftig
leisten wolle oder kÃ¶nne, zu der Zahl der durchschnittlich auf die Woche
entfallenden Arbeitsstunden im Bemessungszeitraum. Die KlÃ¤gerin habe am
23.11.2022 im persÃ¶nlichen ErstgesprÃ¤ch bei der Arbeitsvermittlung erklÃ¤rt,
dass Sie dem Arbeitsmarkt fÃ¼r 20 Stunden pro Woche zur VerfÃ¼gung stehe.
Wegen der Aufnahme des berufsbegleitenden Studiums mit einem Aufwand von
wÃ¶chentlich ca. 30 Stunden kÃ¶nne â��der VerfÃ¼gbarkeit auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt nur fÃ¼r 20 Stunden wÃ¶chentlich zugestimmtâ�� werden.

Â 

Mit Bescheid vom 25.01.2023 wurde die Arbeitslosengeldbewilligung ab 01.02.2023
wegen der Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung aufgehoben.

Â 

Die nun anwaltlich vertretene KlÃ¤gerin hat am 16.02.2023 Klage beim SG
Heilbronn erhoben. Sie begehre hÃ¶heres Arbeitslosengeld nach einem
ungeminderten Bemessungsentgelt. Die Sachbearbeiterin der Beklagten habe im
ErstgesprÃ¤ch empfohlen, allenfalls halbtags arbeiten zu gehen und auch nur
Halbtagsstellen anzufragen, um das von der KlÃ¤gerin im Oktober 2022 begonnene
berufsbegleitende Studium bewÃ¤ltigen zu kÃ¶nnen. Dies sei jedoch nur eine
subjektive EinschÃ¤tzung der Sachbearbeiterin, nicht aber der KlÃ¤gerin gewesen,
was nicht zu einer Minderung des Bemessungsentgelts fÃ¼hren kÃ¶nne. Die
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KlÃ¤gerin habe nicht erklÃ¤rt, dem Arbeitsmarkt nur noch fÃ¼r 20 Stunden pro
Woche zur VerfÃ¼gung zu stehen. Sie absolviere das â��Studium Master Online
Akustikâ�� an der UniversitÃ¤t Y. Das Masterstudium sei als berufsbegleitendes
Studium konzipiert und modular aufgebaut. Deswegen sei eine sehr flexible
Ausgestaltung des Studiums mÃ¶glich. Der â��Workloadâ�� des Studiums kÃ¶nne
so angepasst werden, dass eine VollzeittÃ¤tigkeit erfolgen kÃ¶nne. Zum Beleg der
Angaben der KlÃ¤gerin zum Studium ist ein entsprechendes Schreiben der
UniversitÃ¤t Y vom 08.02.2023 vorgelegt worden. Zuletzt hat die KlÃ¤gerin
klargestellt, dass sich die Klage auf den Zeitraum vom 01.12.2022 bis 31.01.2023
bezieht.

Â 

Â 

Â 

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt,

Â 

den Bescheid vom 14.12.2022 in der Fassung des Ã�nderungsbescheids vom
12.01.2023 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 16.01.2023 in der
Fassung des Bescheids vom 25.01.2023 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, ihr fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2022 bis 31.01.2023 hÃ¶heres
Arbeitslosengeld unter BerÃ¼cksichtigung eines ungeminderten
Bemessungsentgelts zu gewÃ¤hren.

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

die Klage abzuweisen.

Â 

Nach den eigenen Angaben der KlÃ¤gerin im Zusatzblatt â��SchÃ¼lerinnen,
SchÃ¼ler und Studierendeâ�� betrage die wÃ¶chentliche Stundenzahl fÃ¼r das
Studium (ohne Vor- und Nachbereitungszeiten) 30-35. Die zeitliche
Inanspruchnahme entspreche annÃ¤hrend einer Ã¼blichen VollzeittÃ¤tigkeit. Auch
bei flexiblen Studienzeiten sei es nicht mÃ¶glich, parallel noch eine
VollzeittÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben. Die pauschale Bescheinigung der UniversitÃ¤t Y
vom 08.02.2023 Ã¤ndere hieran nichts. Auch der Umstand, dass die KlÃ¤gerin seit
01.02.2023 eine TeilzeittÃ¤tigkeit mit 19,5 Wochenstunden ausÃ¼be, spreche nicht
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fÃ¼r das klÃ¤gerische Vorbringen. Soweit vorgetragen werde, die KlÃ¤gerin habe
nicht erklÃ¤rt, dem Arbeitsmarkt nur noch fÃ¼r 20 Stunden pro Woche zur
VerfÃ¼gung zu stehen, so sei dies falsch. Auf die (mit der Klageerwiderung
vorgelegten Verbis-Vermerke) vom 23.11.2022, 29.11.2022 und 02.12.2022 werde
verwiesen. Erst im Widerspruchsschreiben vom 29.12.2022 habe die KlÃ¤gerin
erklÃ¤rt, sie kÃ¶nnte eine VollzeittÃ¤tigkeit ausÃ¼ben. Die Beklagte hat zudem
eine von der KlÃ¤gerin nicht unterschriebene Eingliederungsvereinbarung
vorgelegt. Diese sei am 23.11.2022 erstellt worden, sie sei aber leider versehentlich
nicht in das Fachverfahren Verbis eingestellt worden. Dies sei am 09.05.2023
erfolgt, weshalb die vorgelegte Eingliederungsvereinbarung dieses Datum trage.

Â 

Die KlÃ¤gerin hat hierzu erklÃ¤rt, am 23.11.2022 um ca. 09 Uhr den ersten Kontakt
mit der Beklagten nach der Arbeitslosenmeldung in Form eines TelefongesprÃ¤chs
gehabt zu haben. In diesem sei eine â��Eingliederungsvereinbarungâ�� nicht
Thema gewesen.

Â 

Auf Nachfrage des Gerichts hat die Beklagte erklÃ¤rt, dass sich bei einem
unverminderten tÃ¤glichen Bemessungsentgelt in HÃ¶he von 112,42 â�¬ ein
tÃ¤glicher Leistungsbetrag von 44,57 â�¬ ergeben wÃ¼rde. AbzÃ¼glich des zuletzt
bewilligten tÃ¤glichen Arbeitslosengeldes von 27,05 â�¬ errechne sich eine
Differenz von 17,52 â�¬. Da es um 2 volle Monate gehe, liege der Streitwert bei
insgesamt 1.051,20 â�¬ (17,52 â�¬ x 30 Tage x 2).

Â 

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung ist die KlÃ¤gerin dazu befragt worden, wie sich ihr
Vortrag im Klageverfahren (wonach sie nie erklÃ¤rt habe, dem Arbeitsmarkt nur
noch fÃ¼r 20 Stunden pro Woche zur VerfÃ¼gung zu stehen) zu ihrem Vortrag im
Widerspruchsverfahren verhalte (wonach die â��Angabe einer Arbeitszeit von 20
Stunden pro Woche [â�¦] mÃ¶glicherweise zu einer Fehlinterpretationâ�� gefÃ¼hrt
habe). Hinsichtlich der Antwort wird auf das Sitzungsprotokoll verwiesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 4 SGG statthafte kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Der Bescheid vom 14.12.2022 in
der Fassung des Ã�nderungsbescheids vom 12.01.2023 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 16.01.2023 in der Fassung des Bescheids vom
25.01.2023 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten. Sie
hat keinen Anspruch auf hÃ¶heres Arbeitslosengeld unter BerÃ¼cksichtigung eines
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ungeminderten Bemessungsentgelts fÃ¼r den Zeitraum vom 01.12.2022 bis
31.01.2023.

Â 

1. Die KlÃ¤gerin hatte im Zeitraum vom 01.12.2022 bis 31.01.2023 dem Grunde
nach einen Anspruch auf Arbeitslosengeld gem. Â§ 137 Abs. 1 SGB III, da sie in
dieser Zeit arbeitslos war, sich bei der Agentur fÃ¼r Arbeit arbeitslos gemeldet und
die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt hatte.

Â 

2. Sie hat aber keinen Anspruch auf hÃ¶heres Arbeitslosengeld. Die Beklagte hat
die HÃ¶he des der KlÃ¤gerin zustehenden tÃ¤glichen Leistungsbetrags zutreffend
bestimmt.

Â 

a) Die HÃ¶he des Anspruchs auf Arbeitslosengeld ist in den Â§Â§ 149 ff. SGB III
geregelt.

Â 

Das Arbeitslosengeld betrÃ¤gt nach Â§ 149 SGB III fÃ¼r Arbeitslose, die mindestens
ein Kind im Sinne des Â§ 32 Abs. 1, 3 bis 5 des Einkommensteuergesetzes haben,
sowie fÃ¼r Arbeitslose, deren Ehegattin, Ehegatte, Lebenspartnerin oder
Lebenspartner mindestens ein Kind im Sinne des Â§ 32 Abs. 1, 3 bis 5 des
Einkommensteuergesetzes hat, wenn beide Ehegatten oder Lebenspartner
unbeschrÃ¤nkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben,
67 Prozent (Nr. 1), fÃ¼r die Ã¼brigen Arbeitslosen 60 Prozent (Nr. 2) des
pauschalierten Nettoentgelts (Leistungsentgelt), das sich aus dem Bruttoentgelt
ergibt, das die oder der Arbeitslose im Bemessungszeitraum erzielt hat
(Bemessungsentgelt).

Â 

Der Bemessungszeitraum umfasst die beim Ausscheiden aus dem jeweiligen
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis abgerechneten EntgeltabrechnungszeitrÃ¤ume der
versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungen im Bemessungsrahmen. Der
Bemessungsrahmen umfasst ein Jahr; er endet mit dem letzten Tag des letzten
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisses vor der Entstehung des Anspruchs (Â§ 150 Abs.
1 S. 1, 2 SGB III). Der Bemessungsrahmen wird gemÃ¤Ã� Â§ 150 Abs. 3 S. 1 Nr. 1
SGB III auf 2 Jahre erweitert, wenn der Bemessungszeitraum weniger als 150 Tage
mit Anspruch auf Arbeitsentgelt enthÃ¤lt. 

Â 

Bemessungsentgelt ist gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 S. 1 1. Hs. SGB III das
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durchschnittlich auf den Tag entfallende beitragspflichtige Arbeitsentgelt, das die
oder der Arbeitslose im Bemessungszeitraum erzielt hat. Ist die oder der Arbeitslose
nicht mehr bereit oder in der Lage, die im Bemessungszeitraum durchschnittlich auf
die Woche entfallende Zahl von Arbeitsstunden zu leisten, vermindert sich das
Bemessungsentgelt gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 5 S. 1 SGB III fÃ¼r die Zeit der
EinschrÃ¤nkung entsprechend dem VerhÃ¤ltnis der Zahl der durchschnittlichen
regelmÃ¤Ã�igen wÃ¶chentlichen Arbeitsstunden, die die oder der Arbeitslose
kÃ¼nftig leisten wolle oder kÃ¶nne, zu der Zahl der durchschnittlich auf die Woche
entfallenden Arbeitsstunden im Bemessungszeitraum.

Â 

b) Der Bemessungszeitraum umfasst vorliegend (unter BerÃ¼cksichtigung der
Beantragung von Arbeitslosengeld zum 01.12.2022 und der Beendigung des letzten
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses mit Ablauf des 30.11.2022) die
EntgeltabrechnungszeitrÃ¤ume vom 01.12.2021 bis 30.11.2022. Im
Bemessungszeitraum wurde in 365 Tagen ein beitragspflichtiges Arbeitsentgelt von
insgesamt 41.035,00 â�¬ erzielt. Hieraus ergibt sich ein durchschnittliches
tÃ¤gliches Bemessungsentgelt von 112,42 â�¬.

Â 

c) Dennoch hat die Beklagte zutreffend lediglich ein tÃ¤gliches Bemessungsentgelt
in HÃ¶he von 61,65 â�¬ zu Grunde gelegt. Die KlÃ¤gerin hat im
Bemessungszeitraum durchschnittlich 36,47 Stunden wÃ¶chentlich gearbeitet.
UnabhÃ¤ngig von der Frage, in welchem zeitlichen Umfang eine subjektive
Bereitschaft der KlÃ¤gerin bestand, im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum einer
beruflichen TÃ¤tigkeit zusÃ¤tzlich zu Studium nachzugehen, war sie nach
Ã�berzeugung der Kammer nach den Wertungen des SGB III jedenfalls objektiv
nicht mehr in der Lage, mehr als die von der Beklagten angesetzten 20 Stunden pro
Woche zu leisten.

Â 

Zu berÃ¼cksichtigen ist insoweit die Wertung des Gesetzgebers in den Â§Â§ 138
Abs. 5 SGBÂ III und 139 Abs. 2 SGB III. Nach Â§ 138 Abs. 5 Nr. 1 SGB III steht den
VermittlungsbemÃ¼hungen der Agentur fÃ¼r Arbeit steht zur VerfÃ¼gung, wer
eine versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassende
zumutbare BeschÃ¤ftigung unter den Ã¼blichen Bedingungen des fÃ¼r sie oder ihn
in Betracht kommenden Arbeitsmarktes ausÃ¼ben kann und darf. Gem. Â§ 139
Abs. 2 S.1 u. 2 SGB III wird bei SchÃ¼lerinnen, SchÃ¼lern, Studentinnen oder
Studenten einer Schule, Hochschule oder sonstigen AusbildungsstÃ¤tte vermutet,
dass sie nur versicherungsfreie BeschÃ¤ftigungen ausÃ¼ben kÃ¶nnen. Die
Vermutung ist widerlegt, wenn die SchÃ¼lerin, der SchÃ¼ler, die Studentin oder
der Student darlegt und nachweist, dass der Ausbildungsgang die AusÃ¼bung einer
versicherungspflichtigen, mindestens 15 Stunden wÃ¶chentlich umfassenden
BeschÃ¤ftigung bei ordnungsgemÃ¤Ã�er ErfÃ¼llung der in den Ausbildungs- und
PrÃ¼fungsbestimmungen vorgeschriebenen Anforderungen zulÃ¤sst.
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Â 

Die dargestellten Vorschriften gehen also davon aus, dass ein Studium im
Normalfall bereits der AusÃ¼bung einer versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung
im Umfang von mindestens 15 Stunden pro Woche (und damit einem Anspruch auf
Arbeitslosengeld) entgegensteht und dies nur ausnahmsweise nicht der Fall ist. Die
KlÃ¤gerin hat in dem am 04.12.2022 unterschriebenen Zusatzblatt
â��SchÃ¼lerinnen, SchÃ¼ler und Studierendeâ�� bestÃ¤tigt, fÃ¼r ihr Studium
ohne Vor- und Nachbereitungszeiten 30-35 Stunden pro Woche zu benÃ¶tigen und
geht parallel zu diesem Studium seit Februar 2023 lediglich einer versicherten
TÃ¤tigkeit im zeitlichen Umfang von 50 % nach. Unter BerÃ¼cksichtigung dieser
EinzelfallumstÃ¤nde und der dargestellten gesetzgeberischen Wertung kann nicht
festgestellt werden, dass sie im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum objektiv fÃ¼r
mehr als 20 Stunden pro Woche verfÃ¼gbar war. Der Gesetzgeber geht davon aus,
dass bereits eine zusÃ¤tzlich zu einem Studium absolvierte versicherte TÃ¤tigkeit
im Umfang von 15 Stunden pro Woche nur ausnahmsweise mÃ¶glich ist. Aus den
dargelegten EinzelfallumstÃ¤nden ergibt sich nicht, dass die KlÃ¤gerin trotz dieser
gesetzgeberischen Wertung ausnahmsweise mehr als 20 Stunden pro Woche neben
dem Studium hÃ¤tte arbeiten kÃ¶nnen. SchlieÃ�lich hÃ¤tte dies zu einer zeitlichen
Gesamtbelastung von mehr als 50-55 Stunden pro Woche gefÃ¼hrt. Im Kontext der
Feststellung der VerfÃ¼gbarkeit bei der Absolvierung von
WeiterbildungsmaÃ�nahmen ist die Gesamtbelastung aus Weiterbildung und
ArbeitstÃ¤tigkeit nach hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung auf insgesamt 48
Stunden in der Woche zu begrenzen (BSG vom 25.01.1996, 7 RAr 30/94, Rn. 25
juris) Diese Begrenzung ist unter dem Aspekt einer Belastungsobergrenze definiert
worden (BSG aaO Rn. 27 juris), da Â§Â 3 des Arbeitszeitgesetzes fÃ¼r Arbeitnehmer
von einer wÃ¶chentlichen Gesamtbelastungsgrenze von 48 Stunden ausgeht (BSG
aaO Rn. 29 juris). Die dargestellte Rechtsprechung ist auf die vorliegende
Konstellation sinngemÃ¤Ã� Ã¼bertragbar, da eine tatsÃ¤chliche
Belastungsobergrenze auch besteht, wenn ein Studium und eine ArbeitstÃ¤tigkeit
kombiniert werden. Eine Gesamtbelastung von mehr als 50-55 Stunden pro Woche
Ã¼berschreitet die dargelegte Begrenzung. Dass die KlÃ¤gerin zusÃ¤tzlich zu ihrem
Studium lediglich einer versicherten TÃ¤tigkeit im zeitlichen Umfang von 50 %
nachgeht, bestÃ¤tigt diese Bewertung.

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 5 S. 1 SGB III vermindert sich das tÃ¤gliche
Bemessungsentgelt unter BerÃ¼cksichtigung einer VerfÃ¼gbarkeit von 20 Stunden
pro Woche im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum auf 61,65 â�¬.

Â 

Unter Zugrundelegung der im vorliegenden Fall einschlÃ¤gigen Lohnsteuerklasse 1
ergibt sich aus dem Bemessungsentgelt von 61,65Â â�¬ ein Leistungsentgelt von
45,09 â�¬. Bei der KlÃ¤gerin ist nach Â§ 149 SGB III kein Kind zu berÃ¼cksichtigen.
Sie hat Anspruch auf Arbeitslosengeld nach dem Leistungssatz von 60 Prozent des
Leistungsentgelts, sodass ein Anspruch auf Arbeitslosengeld in HÃ¶he von tÃ¤glich
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27,05 â�¬ besteht.

Â 

d) Die Klage war daher abzuweisen.

Â 

3. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Â 

Erstellt am: 28.08.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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